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1. Gesetz gegen Manipulation von Kassenaufzeichnungen 
 

Die bestehenden technischen Möglichkeiten zur Manipulation von digitalen Grundaufzeichnungen wie 

Kassenaufzeichnungen stellen nach Auffassung des Bundesfinanzministeriums ein ernst zu nehmendes 

Problem für den gleichmäßigen Steuervollzug dar, weil es heutzutage möglich ist, dass digitale Grund-

aufzeichnungen, z. B. in elektronischen Registrierkassen, unerkannt gelöscht oder geändert werden 

können. 

 

Das „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen“ soll dies verhindern 

und sieht dafür die folgenden Maßnahmen vor. 

 

 Technische Sicherheitseinrichtung: Elektronische Aufzeichnungssysteme sind durch technische 

Sicherheitseinrichtung zu schützen. Die elektronischen Grundaufzeichnungen sind einzeln, vollstän-

dig, richtig, zeitgerecht, geordnet und unveränderbar aufzuzeichnen (Einzelaufzeichnungspflicht) 

und müssen auf einem Speichermedium gesichert und verfügbar gehalten werden. 

 Einführung einer Kassen-Nachschau: Die Kassen-Nachschau stellt ein eigenständiges Verfahren 

zur zeitnahen Aufklärung steuererheblicher Sachverhalte u. a. im Zusammenhang mit der ordnungs-

gemäßen Erfassung von Geschäftsvorfällen mittels elektronischer Aufzeichnungssysteme dar. Sie 

erfolgt ohne vorherige Ankündigung und außerhalb einer Außenprüfung. 

 Sanktionierung von Verstößen: Verstöße sollen mit einer Geldbuße bis zu 25.000 € geahndet wer-

den können. 

 

Die Regelungen sollen erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden sein, die nach dem 31.12.2018 be-

ginnen. 

 

Bitte beachten Sie! Bereits mit Schreiben vom 26.11.2010 nahm das Bundesfinanzministerium zur 

Aufbewahrung der mittels Registrierkassen, Waagen mit Registrierkassenfunktion, Taxametern und 

Wegstreckenzählern erfassten Geschäftsvorfälle  Stellung.  Danach müssen alle steuerlich relevanten 

Einzeldaten einschließlich der mit einer Registrierkasse erzeugten Rechnungen unveränderbar und voll-

ständig aufbewahrt werden. Eine Verdichtung ist ebenso unzulässig wie eine Aufbewahrung aus-

schließlich in ausgedruckter Form. 

 

Steuerpflichtige, die Registrierkassen führen, müssen also jetzt schon überprüfen, ob das von ihnen 

eingesetzte Gerät den erhöhten Anforderungen genügt. Ist das nicht oder nicht vollständig der Fall, wird 

es zunächst nicht beanstandet, wenn das Registriergerät längstens bis zum 31.12.2016 weiterhin im 

Betrieb genutzt wird. Entsprechen die Kassen nicht mehr den Anforderungen der Finanzverwaltung, 

drohen Schätzungen. 

 

 
 

2. Arbeitszeitkonto für Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH findet keine  

Anerkennung 
 

Der Geschäftsführer besitzt für die GmbH eine „Allzuständigkeit“ und damit eine Gesamtverantwor-

tung, wenn er deren alleiniger Geschäftsführer ist. Es kommt deshalb nicht darauf an, dass er eine be-

stimmte Stundenzahl pro Arbeitstag für die Gesellschaft leistet. Vielmehr bestimmt er regelmäßig seine 

Arbeitszeit selbst. Dies bedeutet auch, dass er – abgegolten durch die Gesamtausstattung – die notwen-

digen Arbeiten auch dann erledigen muss, wenn dies einen Einsatz außerhalb der üblichen Arbeitszei-

ten oder über diese hinaus erfordert. 
 

Mit diesem Aufgabenbild verträgt sich nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in seiner Entscheidung 

vom 11.11.2015 eine Vereinbarung nicht, in der auf die unmittelbare Entlohnung zugunsten von späte-

rer (vergüteter) Freizeit verzichtet wird. Sie entspräche – zeitversetzt – der mit der Organstellung un-

vereinbaren Abgeltung von Überstunden. 
 



Im entschiedenen Fall vereinbarte der alleinige Gesellschafter und Geschäftsführer einer GmbH mit 

dieser, dass ein Teil seines Gehalts auf ein „Investmentkonto“ abgeführt werden konnte. Mit dem Gut-

haben sollte ein vorgezogener Ruhestand oder die Altersversorgung des Geschäftsführers finanziert 

werden. Die GmbH zahlte monatlich 4.000 € auf das Investmentkonto ein. Sie bildete in Höhe dieser 

Zahlungen eine einkommensmindernde Rückstellung für ein „Zeitwertkonto“. Lohnsteuer wurde inso-

weit nicht einbehalten. Der Geschäftsführer erhielt nur noch ein entsprechend gemindertes lohnsteuer-

pflichtiges Gehalt. 
 

Der BFH entschied, dass eine verdeckte Gewinnausschüttung vorliege, die das Einkommen der GmbH 

– und damit die Steuerbelastung – nicht mindert. Ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter 

würde mit einem Fremdgeschäftsführer kein Arbeitszeit- oder Zeitwertkonto vereinbaren. 
 

 

 

3. Gesetz zur Wohnimmobilienkreditrichtlinie – Schutz bei Krediten und 

Dispozinsen 
  

Der Bundesrat ließ am 26.2.2016 das Gesetz zur Wohnimmobilienkreditrichtlinie passieren. Es soll 

insbesondere Verbraucherinnen und Verbraucher vor Zahlungsunfähigkeit schützen und Banken ver-

pflichten, ihre Kunden vor Kreditvergabe besser zu prüfen.  

 

 Kredite nur nach genauer Prüfung: Künftig darf ein Darlehen erst gewährt werden, wenn das 

Kreditinstitut sorgfältig geprüft hat, ob der Antragsteller zahlungsfähig ist. Der Kunde kann den 

Kreditvertrag jederzeit – ohne Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung – kündigen, wenn der 

Darlehensgeber gegen seine Pflichten verstoßen hat und trotz fehlender Kreditwürdigkeit ein Ver-

trag zustande gekommen ist.  

Bei Immobiliendarlehen muss die Überprüfung besonders eingehend erfolgen. Denn mit einem Kre-

dit für den Kauf einer Wohnung oder eines Hauses geht der Käufer hohe finanzielle Verpflichtungen 

und damit Risiken ein. Vor Abschluss eines Immobilienkredits muss sich der Kreditgeber umfassend 

über die finanzielle und persönliche Situation des Kunden, seine Vorlieben und Ziele informieren. 

Er soll so in der Lage sein, eine passende Empfehlung auszusprechen. 
 

 Kopplungsgeschäfte sind unzulässig: Bei Immobilienkrediten gilt zudem ein weitgehendes Verbot 

sog. Kopplungsgeschäfte, bei denen es das Darlehen nur im Paket mit anderen Finanzprodukten oder 

-diensten gibt, etwa mit Sparkonten, Pfandbriefen oder Versicherungen. Ausgenommen davon 

sind im Verbraucherinteresse liegende Produkte wie Bauspar- oder Riester-Sparverträge. 
 

 Effektiver Jahreszins: In die Berechnung des anzugebenden effektiven Jahreszinses sind die vom 

Verbraucher zu entrichtenden Zinsen und alle sonstigen Kosten einschließlich etwaiger Vermitt-

lungskosten einzubeziehen. 
 

 Kein ewiges Widerrufsrecht: Um ein „ewiges Widerrufsrecht“ auszuschließen, erlischt es künftig 

spätestens nach einem Jahr und 14 Tagen. Für sog. „Altverträge“, die zwischen dem 1. 8.2002 und 

dem 10.6.2010 abgeschlossen wurden, gilt das Widerrufsrecht nicht mehr wie bisher unbegrenzt. Es 

endet spätestens 3 Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes zum 21.3.2016. 
 

 Mehr Sachkunde von Vermittlern: Immobilien-Darlehensvermittler müssen künftig einen Sach-

kundenachweis führen, sich registrieren lassen sowie eine Berufshaftpflichtversicherung abschlie-

ßen. Die Bundesregierung führt nun auch für Immobilienkredite den unabhängigen Honorarberater 

ein. Er muss seiner Beratung einen ausreichenden Marktüberblick zugrunde legen und erhält seine 

Vergütung nur vom Kunden, der ihn beauftragt. 
 

 Mehr Schutz bei hohen Dispozinsen: Bei dauerhafter oder erheblicher Überziehung von Konten 

müssen Institute eine Beratung über kostengünstigere Alternativen anbieten. Das tritt ein, wenn der 

Kunde den eingeräumten Überziehungsrahmen über 6 Monate hinweg ununterbrochen zu durch-

schnittlich 75 % ausschöpft. Oder er überzieht sein Konto bei geduldeter Überziehung über 3 Mona-

te hinweg durchschnittlich um mehr als 50 % des monatlichen Geldeingangs. 



Die Beratung hat in einem persönlichen Gespräch zu erfolgen – möglich auch per Telefon. Ort und 

Zeitpunkt des Gesprächs sind zu dokumentieren. Das Angebot ist zu wiederholen, sobald die ge-

nannten Voraussetzungen erneut vorliegen. Darüber hinaus müssen die Institute über die Höhe der 

Zinsen für den Dispokredit auf ihrer Webseite deutlich sichtbar informieren. 

 

 

.  

4. Ankündigung einer Arbeitsunfähigkeit als Kündigungsgrund 
 

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist bereits die Ankündigung einer zukünftigen, im 

Zeitpunkt der Ankündigung nicht bestehenden Erkrankung durch den Arbeitnehmer für den Fall, dass 

der Arbeitgeber einem Verlangen des Arbeitnehmers nicht entsprechen sollte, ohne Rücksicht auf eine 

später tatsächlich auftretende Krankheit an sich geeignet, einen wichtigen Grund zur außerordentlichen 

Kündigung abzugeben. Der Arbeitnehmer darf dem Arbeitgeber keine ungerechtfertigten Nachteile 

androhen. Versucht er einen ihm nicht zustehenden Vorteil durch eine unzulässige Drohung zu errei-

chen, so verletzt er bereits hierdurch seine arbeitsvertragliche Rücksichtnahmepflicht, die es verbietet, 

die andere Seite unzulässig unter Druck zu setzen. 

 

Bei Ankündigung einer Krankschreibung im Falle einer objektiv nicht bestehenden Erkrankung liegt 

die Pflichtwidrigkeit im Zeitpunkt der Ankündigung in erster Linie darin, dass der Arbeitnehmer mit 

einer solchen Erklärung zum Ausdruck bringt, dass er notfalls bereit ist, seine Rechte aus dem Entgelt-

fortzahlungsrecht zu missbrauchen, um sich einen unberechtigten Vorteil zu verschaffen. Dabei braucht 

die Drohung mit der Erkrankung bei Verweigerung des begehrten Urlaubs nicht unmittelbar zu erfol-

gen. Es kann ausreichend sein, wenn der Erklärende eine solche Äußerung im Zusammenhang mit sei-

nem Urlaubswunsch stellt und ein verständiger Dritter dies nur als einen deutlichen Hinweis werten 

kann, bei einer Nichtgewährung des Urlaubs werde eine Krankschreibung erfolgen. 

 

Durch die Pflichtverletzung wird das Vertrauen des Arbeitgebers in die Redlichkeit und Loyali-

tät des Arbeitnehmers in schwerwiegender Weise beeinträchtigt, sodass darin regelmäßig auch 

ohne vorausgehende Abmahnung ein die außerordentliche Kündigung an sich rechtfertigender 

verhaltensbedingter Grund zur Kündigung liegt.  
 
 
 

 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2016: April = 106,9; März = 107,3; Februar = 106,5; Januar = 106,1; 2015:  

2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0;  
September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0; Mai 107,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

